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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Planung, Bau und Verkehr -

  
Tagesordnung I Punkt 10 der öffentlichen Sitzung am 29. Januar 2008

Vorlagen-Nr. 08-F-01-0009

Umzug der Gerichte / Justiz- und Verwaltungszentrum Mainzer Straße
- Antrag der SPD-Fraktion vom 23.1.2008 -

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten zu berichten, ob sich bei den seitens der Landeshauptstadt Wiesbaden 
zu beziehenden Gebäudeteilen bzw. Räumen des Justiz- und Verwaltungszentrums an der 
Mainzer Straße neben der vergessenen Kita noch weitere Forderungen nach Nachbesserungen 
abzeichnen.

Begründung:

Nachdem schon beim Abschluss des PPP-Projekts die von Land und Stadt gewünschte 
Kindertagesstätte nicht berücksichtigt wurde, scheinen– laut Berichten – im Bereich des vom Land 
Hessen zu beziehenden Gebäudeteils weitere Planungsfehler (u.a. nicht in den Planungen 
berücksichtigter Raumbedarf) aufgetreten zu sein. Für den Ausschuss dürfte es von Interesse sein, 
zu erfahren, ob dies auch den Teil der LHW betrifft.

Beschluss Nr. 0011

Der Antrag ist durch den heutigen Bericht des Magistrats (Frau Böke) und die anschließende 
Aussprache erledigt.

 

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .01.2008
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Kessler
Vorsitzender

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .02.2008

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin
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Der Magistrat Wiesbaden,     .02.2008
    - 16 -

Dezernat V
mit der Bitte um Kenntnisnahme Dr. Müller

Oberbürgermeister
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